
Es ist schon erstaunlich, welch eine bewunderungswürdige 
Haltung unser Personal aufbringt, wenn es jeden Tag in der Zei­
tung von neuen Lohnabschlüssen, neuen Lohnforderungen 
liest. Das Gesundheitswesen war ohnehin 7. Rad am Wagen. Ich 
bewundere, wie gesagt, unsere Mitarbeiter, daß sie weiterhin 
mit diesem Einsatz für das Wohl der Patienten tätig werden. 
Aber wir dürfen sie nicht erneut vergessen, Herr Minister.

(Vereinzelt Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Danke schön, Abgeordneter Wöstenberg. Es gibt eine Anfrage.

Dr. Fiedler (CDU/DA):

Herr Abgeordneter, können Sie mir bestätigen, daß die Finan­
zierung der im Sozialversicherungsgesetz festgelegten medizi­
nischen Leistungen von diesem vorliegenden Gesetz nicht be­
einträchtigt wird?

Dr. Wöstenberg (F.D.P.):

Es ist nicht Aufgabe dieses Gesetzes, die Finanzierung des Ge­
sundheitswesens zu gewährleisten. Dafür gibt es ein anderes 
Gesetz.

Dr. Fiedler (CDU/DA):

Ich möchte das nur deswegen noch einmal fragen, weil vorhin 
hier dieser Eindruck entstand.

Dr. Wöstenberg (F.D.P.):

Da gebe ich Ihnen recht.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Danke schön. Ich erteile dem Abgeordneten Prof. Reich für die 
Fraktion Bündnis 90/Grüne das Wort.

Prof. Dr. Reich für die Fraktion Bündnis 90/Grüne:

Herr Präsident! Verehrte Abgeordnete! Das Gesetz ist nun in 
Einzelheiten vorgestellt und diskutiert worden. Ich gehöre zu 
denen, die bei der eingeschränkten, modifizierten Übernahme 
bundesdeutschen Rechts in diesem Fall nicht sehr froh sind. Es 
ist ein Prinzip für mich, daß man medizinische Leistungen nicht 
mit Dienstleistungen und Konsum schlechthin vergleichen 
kann, und ich glaube, daß bei medizinischer Behandlung - das ist 
auch ein Bekenntnis - jeder Mensch den gleichen Anspruch auf 
die notwendige Leistung hat. Ich halte auch den Begriff „Wettbe­
werb“, wenn es um medizinische Behandlung und medizinische 
Leistungen geht, für Unfug.

Für die Kosten der medizinischen Behandlung gibt es nun seit 
über 100 Jahren das Prinzip der Sozialversicherung, das darin 
besteht, daß das Risiko, krank zu werden, solidarisch geteilt wer­
den soll, indem jeder einen Anteil, einen Prozentsatz seines Ein­
kommens einzahlt und dann derjenige, der krank wird, den also 
das Risiko trifft, die gleiche Behandlung erhält.

Was wir jetzt hier einführen, um dieses Prinzip durchzufüh­
ren, ist ein gegliedertes Kassensystem wie in der Bundesrepu­
blik, und es ist zu erwarten, daß es eine Kassenexplosion gibt. In 
der Bundesrepublik gibt es 1180 Kassen aller Art. Und abgesehen 
von dem organisatorischen Wirrwarr, den ich da befürchte, habe 
ich das größere Bedenken, daß das gerade unter den Bedingun­
gen, die wir in der DDR haben, die Gefahr der Entsolidarisierung 
birgt, nämlich die Gefahr - ein Zustand, der in der Bundesrepu­
blik ja beklagt wird daß die Ersatz- und Berufskassen gegen-
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über den allgemeinen Ortskrankenkassen die Tendenz haben, 
durch ihre Bedingungen, durch ihre Statuten usw., wohlhaben­
dere Versicherte zu sammeln, daß sie Versicherte mit geringe­
rem Krankheitsrisiko sammeln, daß sie dadurch in der Lage sind, 
geringere Beiträge zu erheben oder andere, größere Leistungen 
zu bringen, und daß andererseits die Armen, die Rentner, die so­
zial Schwachen usw. sich in den Pflichtkrankenkassen, in der 
AOK, sammeln.

Wir haben in der Bundesrepublik Unterschiede zwischen 8 
und 16 % des Einkommens als Beitrag zur Versicherung. Es ist in 
diesem Zusammenhang zu begrüßen, daß für die Länder der 
DDR ein Satz festgeschrieben wird, um diese Ungerechtigkeit zu 
dämpfen. Aber es wird natürlich nicht verhindern, daß, auch 
wenn wir einen einheitlichen Prozentsatz haben, diejenigen, die 
mehr verdienen, natürlich absolut höhere Beiträge bringen als 
diejenigen, die Rentner sind oder sonst einkommenslos usw., die 
sich also in der allgemeinen Kasse sammeln.

Schon jetzt ist bei uns die Krankenversicherung im Defizit von 
Milliardenhöhe. Wir befürchten geringere Einkünfte über die 
steigende Zahl von Arbeitslosen und die verwandten sozialen 
Probleme, und das Problem der Kostenexplosion, besonders bei 
Medikamenten, ist schon spürbar.

Und was wir fürchten, ist, daß es gerade bei den gesetzlichen 
Kassen, bei der AOK zu Sparen, Sparen, Sparen kommen wird, 
während die anderen Versicherungsformen sich aus diesem 
Problem heraushalten können.

Wir anerkennen, daß zur Gefahr der Schadensbegrenzung 
einiges getan worden ist in diesem Gesetz, verhandelt worden ist 
offensichtlich mit der Bundesrepublik. Wir anerkennen, daß das 
Wahlrecht und das Ablehnungsrecht geregelt ist.

Wir anerkennen auch als positives Zeichen, daß Risikoaus­
gleich vorgesehen ist, nämlich staatliche Zuschüsse, wenn die 
Kasse nicht klarkommt, daß auch innerhalb der Landesverbände 
Ausgleich möglich ist. Hier meine ich allerdings im Gegensatz zu 
dem Beitrag eben von den Liberalen, daß hohe Schwellen nicht 
günstig sind, sondern niedrige Schwellen den Ausgleich verbes­
sern sollten.

Was in dem Gesetz fehlt und wofür wir sind und wofür wir 
kämpfen werden, ist, daß es einen Risikoausgleich zwischen den 
verschiedenen Kassen gibt, daß also die Kassen, die reicher sind, 
die mit reicheren Beitragszahlern und weniger kranken Bei­
tragszahlern leben, daß die zur Kasse gebeten werden können, 
um die Kasse, die in das Defizit kommt, zu entlasten. Das ist un­
serer Meinung nach gerade in unserer Situation nötig.

Wir sind also weiterhin - wir hoffen, daß sich das verteidigen 
läßt - dafür, eine Angleichung der Beitragssätze der verschiede­
nen Kassen beizubehalten, solange die DDR oder die Folgelän ^ 
der in. sozialen Schwierigkeiten sind. Wir sind für Risikoaus­
gleichsverfahren, wie eben beschrieben. Wir sind auch dafür, 
daß die Bemessungsgrenzen und die Pflichtversicherungsgren­
zen hoch gehalten werden, damit Wohlhabendere sich nicht aus 
der Solidarität entfernen können, und wir sind für einen regiona­
len Finanzausgleich.

Und als letztes Wort möchte ich auch, wie es hier schon getan 
ist, anmahnen, daß die Krankenkassenvertragsordnung nach 
unserer Auffassung hier ins Parlament und in den Gesundheits­
ausschuß gehört. Zu diesem Entwurf der Vertragsordnung, der 
uns zur Kenntnis gegeben worden ist, haben wir eine ganze Rei­
he von sehr wesentlichen Einwänden, und wir verlangen, daß 
das Parlament hier in dieser Angelegenheit nicht umschifft wird.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Vereinzelt Beifall, vorwiegend bei Bündnis 90/Grüne)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder :  

Herr Abgeordneter Reich! Es gibt eine Anfrage.

(Prof. Dr. Reich, 90/Grüne: Bitte schön.)


